
Der stumme Zwang der Verhältnisse und
die juristische Illusion der Politik

Anmerkungen zum DiEM25-Manifest von Yanis Varoufakis u.a. 

Am Dienstag wollen Yanis Varoufakis u.a. in Berlin eine 
„Democracy in Europe Movement 2025“ gründen. Das ent-
sprechende Manifest ist bereits fertig und seit Samstag� 
veröffentlicht: Es zeichnet sich durch einen grundlegenden 
Widerspruch aus. Zurecht wird sowohl eine Rückkehr zum 
reinen Nationalstaat als auch die gegenwärtige EU-Politik 
abgelehnt: „Retreat into the cocoon of our nation-states 
or surrender to the Brussels democracy-free zone. There 
must be another course. And there is!“ Auch die sozialen 
Auswirkungen der EU-Politik werden thematisieren: „soci-
ety’s weakest must pay for the sins of the wealthiest rent-
iers“ und „The constant drive to commodify labour“. – Aber 
die Frage, ob andere Politikinhalte und andere Politikme-
thoden der EU möglich sind, wird gar nicht erst untersucht, 
sondern es wird schlicht beteuert: „Our goal to democra-
tise Europe is realistic. It is no more utopian than the initial 
construction of the European Union was. Indeed, it is less 
utopian than the attempt to keep alive the current, anti-
democratic,  fragmenting European Union.“

Dabei wären es mindestens vier Fragen, die dabei unter-
sucht werden müßten:

1. Folgte bürgerliche Politik (d.h.: Politik auf der Grund-
lage der kapitalistischen Produktionsweise) jemals dem 
mehr oder minder radikaldemokratischen Ideal der Mani-
fest-AutorInnen („EU Council, Ecofin, FTT and Eurogroup 
Meetings to be live-streamed“)? Ist es reiner Zufall, gar 
eine Abweichung vom Ideal bürgerlicher Demokratie, daß 
nicht nur die Sitzungen der genannten Gremien, sondern 
auch die Sitzungen der Regierungen der europäischen 
Nationalstaaten und auch die der Stadtregierungen von 
Berlin, London, Paris usw. nicht als Livestream im internet 
übertragen werden? Herrscht zwischen den Zuständen in 
Madrid, Amsterdam und Warschau und denen in Brüssel 
(lt. Manifest: „the Powers of Europe [...] seek to co-opt, 
evade, corrupt, mystify, usurp and manipulate democra-
cy“) ein dermaßener Schwarz-Weiß-Unterschied?

2. Ist es wirklich so, daß nur eine radikaldemokratischere 
Politikmethode den Zusammenhalt der EU sichern kann 
und warum sehen das dann die „Powers of Europe” nicht 
ein? Oder ist es vielmehr so, daß die EU, als das, was sie 
tatsächlich ist (nämlich kein Nationalstaat, sondern ein ge-
meinsames Projekt mehrerer Nationalstaaten und die ge-
meinsame politische Organisation der führenden kapitali-
stischen Staaten Europas) nur in dieser technokratischen 
Varianten von Demokratie funktionieren kann, in der sie 
funktioniert?

3. Welchen Anteil hat die Schwäche gewerkschaftlicher 
und anderer linker Bewegungen an der technokratischen 
Form der europäischen Politik? Könnten stärkere Bewe-

� http://www.thetoc.gr/eng/politics/article/yanis-varoufakis-diem-
25-political-manifesto-is-online (6.2.: „Three days before its pro-
grammed official launch, Democracy In Europe Movement 25, 
Yanis Varoufakis‘ new pan-European political platform, has been 
launched online.“)

gungen (basis)demokratischere Formen der Politik durch-
setzen oder würden sie mit umso schärferer Repression 
beantwortet? Kann sich die Linke mit einem Diskurs über 
Demokratie am eigenen Schopfe aus dem Sumpf ihrer 
Schwäche ziehen oder ist das Schwärmen für eine „wah-
re Demokratie“, ohne die wirklichen Machtverhältnisse zu 
adressieren, gerade ein Symptom ihrer Schwäche? Steht 
„die Demokratie“ über und vor der Machtfrage oder steht 
die Machtfrage vor und über der Demokratiefrage?

4. Wie verhält sich Demokratie auf der Ebene der Institu-
tionen (und so sei es eine solch ungewöhnliche Instituti-
on wie ein hypothetischer Livestream der Sitzungen des 
Europäischen Rates) zur gesellschaftlichen Verteilung der 
Macht, zu Herrschaft und Ausbeutung? Über welche Fra-
gen kann in den Institutionen noch entschieden werden, 
wenn über die grundlegenden Strukturen der Gesellschaft 
bereits entschieden ist – entschieden ist im Sinne des Pri-
vateigentums an den Produktionsmitteln, der Warenför-
migkeit der Arbeitskraft und der Konkurrenz zwischen den 
PrivateigentümerInnen; im Sinne eines – sei es eher christ-
lich-fundamentalistisch, sei es eher aufklärerisch-liberal 
akzentuierten – Eurozentrismus und eines rassifizierten 
Arbeitsmarktes und einer Einwanderungskontrolle nach 
Nützlichkeitskriterien + humanitärer Dreingabe; im Sinne 
eines (post)modernen Patriarchats, in dem auch Frauen, 
Trans*, Inter* im Land von Freiheit, Gleichheit, Bentham� 
angekommen sind, in dem aber Frauen weiterhin mehr Ar-
beit als Männer leisten und weniger Einkommen und we-
niger Vermögen als Letztere haben; in dem sexistische, 
homo- und transphobe Männergewalt weiterhin alltägliche 
Realität ist. – Lassen sich diese Strukturen demokratisch 
wegreformieren?

Karl Marx analysierte vor rund 150 Jahren: „Im Fortgang 
der kapitalistischen Produktion entwickelt sich eine Ar-
beiterklasse, die aus Erziehung, Tradition, Gewohnheit 
die Anforderungen jener Produktionsweise als selbst-
verständliche Naturgesetze anerkennt. Die Organisation 
des ausgebildeten kapitalistischen Produktionsprozesses 
bricht jeden Widerstand, die beständige Erzeugung einer 
relativen Übervölkerung hält das Gesetz der Zufuhr von 
und  Nachfrage nach Arbeit und daher den Arbeitslohn in 
einem den Verwertungsbedürfnissen des Kapitals entspre-
chenden Gleise, der stumme  Zwang der ökonomischen 
Verhältnisse besiegelt die Herrschaft des Kapitalisten über 
den Arbeiter. [...]. Für den gewöhnlichen Gang der Dinge 
kann der Arbeiter den ‚Naturgesetzen der Produktion’ 
überlassen bleiben, d.h. seiner aus den Produktionsbe-
dingungen selbst entspringenden, durch sie garantierten 
und verewigten Abhängigkeit vom Kapital.“ (MEW 23, 765 
– Das Kapital. Erster Band)

� „Was allein hier [in der Sphäre der Zirkulation oder des Wa-
renaustausches] herrscht, ist Freiheit, Gleichheit, Eigentum und 
Bentham.“ (MEW 23, 189 – Das Kapital. Erster Band; Jeremy 
Bentham [1748 - 1832] brit. utilitarischer Jurist, Philosoph und 
Sozialreformer)



Und Louis Althusser warnte kurz bevor 1981 die linkskey-
nesianistische Reformregierung von PS/KPF unter der Prä-
sidentschaft von François Mitterand das Amt antrat: „Was 
die Politik betrifft, so geht es vor allem darum, sie nicht 
auf die durch die bürgerliche Ideologie offiziell als politisch 
sanktionierten Formen zu reduzieren: Auf den Staat, die 
Volksvertretung, die politischen Parteien, den politischen 
Kampf um die Macht im bestehenden Staat usw. Überläßt 
man sich dieser Logik und verbleibt in ihr, dann riskiert 
man nicht nur, dem ‚parlamentarischen Kretinismus’ […] 
zu verfallen, sondern vor allem der juristischen Illusion der 
Politik: Denn dann wird die Politik durch das Recht defi-
niert und dieses Recht heiligt (ausschließlich) die Formen 
der Politik, die die bürgerliche Ideologie definiert, [… die] 
juristische Ideologie [… unterscheidet] peinlich zwischen 
Politik und Nichtpolitik […].“ (Louis Althusser, Der Marxis-
mus als eine endliche Theorie, in: ders. u.a., Den Staat 
diskutieren. Kontroversen über eine These von Althusser 
hrsg. von Elmar Altvater / Otto Kallscheuer, Ästhetik und 
Kommunikation: [West]berlin, 1979, 42-52 [45 f.] – erste 
Hv. von uns; alle anderen i.O.)

PS und KPF – vereint im sozialdemokratischen und stali-
nistischen Glauben an den „Staates des ganzen Volkes“ 
statt in der Analyse des Kampfes der gesellschaftlichen 
Widersprüche – hörten nicht auf Althusser; sie verstaat-
lichten mit ihrer parlamentarischen Mehrheit, aber ohne 
Mobilisierung der Massen einen Großteil der französi-
schen Industrie, erhöhten Sozialleistungen und reduzier-
ten die Arbeitszeit. Auch eine ganze Reihe von demokra-
tischen Reformen wurde durchgeführt: „Dezentralisierung 
der Verwaltung, Abschaffung der Allmacht der Präfekten, 
Einführung der Regionalräte, Abschaffung der Todesstrafe 
(1981), Neuregelung des Schwangerschaftsabbruchs, Ab-
schaffung bestimmter Sicherheitsgesetze und Reform der 
Medien.“ (Wikipedia)

Investitionsstreik, Kapitalflucht und sinkende Devisenre-
serven erzwangen nach zwei Jahren eine harten Kurs-
wechsel in Richtung Austerität: „die französischen Devi-
senreserven [halbierten sich] von 1981 bis 1983 auf 30 
Milliarden Franc. Frankreich musste seine unter Druck 
geratene Währung allein stützen, mit seinen Währungs-
reserven Franc aufkaufen. Als die Devisen zur Neige gin-
gen, blieb nur eine Abwertung des Franc. Gegenüber der 
D-Mark sank sein Wert in zwei Jahren um 27 Prozent, wo-
mit auch der Spielraum der Politik schwand. Zum einen 

wurden die Importe teurer, was die Inflation befeuerte. Mit 
der schwindenden Konkurrenzfähigkeit Frankreichs stie-
gen die Importe um 40 Prozent, das Handelsbilanzdefi-
zit Frankreichs hatte einen historisch einmalig schlechten 
Wert.“ Ingo Stützle resümierte später in einem Rückblick in 
der taz: Es sei deutlich geworden, „dass gegen den kapita-
listischen Weltmarkt keine Politik zu machen war“. Besser 
wäre wohl zu sagen: Es zeigte sich, daß in Koexistenz mit 
dem kapitalistischen Weltmarkt keine Politik zu machen 
ist, die den Profitzwängen des Kapitals nicht Rechnung 
trägt – eine Lehre, die 1989 ff. vom Zusammenbruch des 
‚Real’sozialismus unterstrichen wurde, auch wenn sich 
dieser – anfangs gestützt auf den Elan der Oktoberrevolu-
tion; später gestützt auf Geheimdienste, Polizei und Roter 
Armee – deutlich länger halten konnte.

Ungefähr zehn Jahre vor Mitterrand kam in Chile – eben-
falls durch Wahlen und ebenfalls mit einem linkssozialde-
mokratischen Reformprogramm – Salvador Allende ins 
Präsidentenamt. Dies war einer jener, wie Marx (MEW 23, 
765) sagte, ‚Ausnahmefälle‘, in denen in der kapitalisti-
schen Produktionsweise „außerökonomische, unmittelba-
re Gewalt“ –  die zweite große Reserve der powers, that 
be –  zur Anwendung kam.

Eine Lehre aus der Geschichte haben die DiEM25-Ma-
nifest-AutorInnen mit ihrem Fokus auf eine europäische 
Strategie gelernt: Sowohl ein Linkskeynesianismus als 
auch ein Sozialismus in einem oder einigen Ländern ist 
nicht oder allenfalls um einen unerfreulich hohen repressi-
ven Preis zu haben.

Die zweite Lehre ist ihnen freilich entgangen: Ohne Angriff 
auf den kapitalistischen Weltmarkt und ohne eine andere 
Form der politischen Macht an die Stelle der bisherigen 
staatlichen Gewaltapparate zu setzen, bleibt die radikal-
ste Demokratie in den Vorzimmern der Macht eingesperrt. 
Wir möchten die Manifest-AutorInnen daher einladen, mit 
uns an einer Strategie hin zu Vereinigten sozialistischen 
Staaten von Europa als Schritt zu einer kommunistischen 
– d.h.: schließlich staatslosen – Weltgesellschaft zu arbei-
ten statt sich in Projekten wie einer Live-Übertragung der 
EU-Ministerrats-Sitzungen zu ergehen.

Dafür haben wir einen Blog mit der Adresse
http://plaene.blogsport.eu/

eingerichtet.

http://plaene.blogsport.eu/
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